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CVA Company Voluntary Arrangement
DAX Deutscher Aktienindex
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DB Der Betrieb
Dez. Dezember
DStR Deutsches Steuerrecht
DZWiR Deutsche Zeitschrift für Wirtschafts- und Insolvenzrecht
EG Europäische Gemeinschaft
EGInsO Einführungsgesetz zur Insolvenzordnung
EGV Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EG-

Vertrag)
EL Ergänzungslieferung
ESUG Gesetz zur weiteren Erleichterung der Sanierung von Unter­

nehmen vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2582)
EU Europäische Union
EUGH Europäischer Gerichtshof
EuInsVO Verordnung (EU) 2015/848 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 20.05.2015 über Insolvenzverfahren, Amtsblatt 
Nr. L 141 vom 5.6.2015, S. 19 -72

evtl. eventuell
EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
f./ff. folgender/folgende
FD-InsR Fachdienst Insolvenzrecht
FK-InsO Frankfurter Kommentar InsO
Fn. Fußnote
FS Festschrift
gem. gemäß
GenG Genossenschaftsgesetz
ggf. gegebenenfalls
GG Grundgesetz
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
GmbHR GmbH-Rundschau
GKG Gerichtskostengesetz
HambKomm Hamburger Kommentar
HGB Handelsgesetzbuch
h.M. herrschende Meinung
HRI Handbuch Restrukturierung und Insolvenz
HS Halbsatz
IA Insolvency Act (UK)
IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V.
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ILLR International Insolvency Law Review
InsO Insolvenzordnung
IR Insolvency Rules
IStR Internationales Steuerrecht
i.S.d. im Sinne der/des
i.S.e. im Sinne eines/einer
i.S.v. im Sinne von
IStR Internationales Steuerrecht
i.V.m. in Verbindung mit
IVV Insolvenzverwaltungsverträge
k.A. keine Angaben
KG Kommanditgesellschaft
KIG Gesetz zur Erleichterung der Bewältigung von Konzerninsol­

venzen, BGBl Teil I 2017 Nr. 22 vom 21.04.2017, S. 866
KKInso Kölner Kommentar InsO
KO Konkursordnung
KPB Kübler Prütting Bork
KTS Zeitschrift für Insolvenzrecht
KV Kostenverzeichnis
LG Landgericht
lit. litera (Buchstabe)
Lfg Lieferung
m. mit
M&A mergers and acquisitions
MAH Münchener Anwaltshandbuch
MDR Monatsschrift für Deutsches Recht
Mio. Million/Millionen
MPI Max Planck Institut
MüKo Münchener Kommentar
m.W.v. mit Wirkung vom
n.F. neue Fassung
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
MWStR Mehrwertsteuerrecht
Nr. Nummer
NKR Nationaler Normenkontrollrat
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
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NZI Neue Zeitschrift für Insolvenz- und Sanierungsrecht
OLG Oberlandesgericht
RegE Regierungsentwurf
RL Richtlinie
Rn. Randnummer
RPflG Rechtspflegergesetz
S. Seite
SanInsFoG Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenz­

rechts
sec. section
s.o. siehe oben
StaRUG Unternehmensstabilisierungs- und -restrukturierungsgesetz
u.a. unter anderem
UK United Kingdom
UNCITRAL The United Nations Commission on International Trade Law
U.S.C United States Code
vgl. vergleiche
vs. versus
VO Verordnung
WM Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht
z.B. zum Beispiel
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht und Wirtschaftsrecht
Ziff. Ziffer
ZInsO Zeitschrift für das gesamte Insolvenz- und Sanierungsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
ZRI Zeitschrift für Restrukturierung und Insolvenz
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
ZZP Zeitschrift für Zivilprozess

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird von der gleichzeitigen Verwen­
dung der Sprachformen männlich, weiblich und divers (m/w/d) in dieser 
Schrift abgesehen. Das generische Maskulinum aus dem Wortlaut von Ge­
setzestexten wird beibehalten. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten 
gleichermaßen für alle Geschlechter.
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Einleitung

Die Gestaltung des gesetzlichen Rahmens für Konzerne in Krise und Insol­
venz ist ein andauernder Prozess. Rechtswissenschaftliche und praktische 
Untersuchungen und Veröffentlichungen aus fast zwei Dekaden sind Aus­
druck des Bedürfnisses nach einem Fortschreiten der Entwicklung.1

Ihr Ausgangspunkt liegt in der unverkennbaren Präsenz der Konzerne 
in der heutigen Wirtschaftstopographie. 42 Prozent des Umsatzvolumens 
und 30 Prozent der Beschäftigten aller Unternehmen in Deutschland ent­
fallen auf konzernverbundene Unternehmen.2 War der Konzern ursprüng­
lich im Aktienrecht eine Organisationsform von Großunternehmen, die 
rechtlich eigenständige Unternehmen unter einem Dach zusammenschlos­
sen, so erkennt man diese Strukturierungen nun auch bei mittelständi­
schen Unternehmen, häufig in der Rechtsform der GmbH.3

Die Gründe für eine konzernförmige Organisation mehrerer Rechtsträ­
ger sind vielfältig. Betriebswirtschaftliche Erwägungen, steuerliche Aspek­
te, Strategien im Hinblick auf Finanzierungsmöglichkeiten und Ratingsys­
teme, Optimierungsansätze des Managements, Vernetzungen im europä­
ischen Binnenmarkt, aber auch die fortschreitende Globalisierung sind 
nur einige der denkbaren Motivationslagen für Konzerngestaltungen.

Dabei ist die Bandbreite der Konzernausgestaltungen groß. So bestehen 
einerseits eher lose Verbindungen wirtschaftlich unabhängiger Unterneh­
mensträger, bei denen Beteiligungsverhältnisse die Verbindung begrün­

1 Vgl. etwa 2002 Ehricke, Ulrich, Zur gemeinschaftlichen Sanierung insolventer Un­
ternehmen eines Konzerns; 2005 Eidenmüller, Horst, Verfahrenskoordination bei 
Konzerninsolvenzen; 2009 Brünkmans, Christian, Die Koordinierung von Insol­
venzverfahren konzernverbundener Unternehmen nach deutschem und europäi­
schem Insolvenzrecht; 2015 Flöther, Lucas F., Konzerninsolvenzrecht; 2018 Jensen, 
Christoph, Der Konzern in der Krise; 2021 Sonntag, Hannah Maria, Anfechtung in 
der Konzerninsolvenz.

2 Mitbestimmungsreport 01.2021, S. 1 für das Jahr 2018; 70 Prozent des Umsatzes 
und 53 Prozent der Beschäftigten aller Unternehmen in Deutschland im Jahr 
2010, vgl. 18. Hauptgutachten der Monopolkommission, S. 80 Nr. 142 f. (BT Drs. 
17/2600 vom 22.07.2010); zum Anteil der 100 größten Unternehmen in Deutsch­
land an der inländischen Wertschöpfung, vgl. 23. Hauptgutachten der Monopol­
kommission vom 29.07.2020, S. 74 ff.

3 Vgl. Stahlschmidt/Bartelheimer ZinsO 2017, 1011 f.; Leutheusser-Schnarrenberger 
ZIP 2013, 97.
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den, ansonsten die Produktionsbereiche aber eigenständig organisiert sind 
oder deren Verbindung nur über ein kleines gemeinsames Dach gebildet 
wird. Auf der anderen Seite werden stark verzahnte Konzernvarianten 
entwickelt, bei denen Unternehmen in andere integriert sind.4

Konzerne sind damit aus der gegenwärtigen Wirtschaftspraxis nicht 
mehr wegzudenken. Geraten Unternehmen eines Konzerns in die wirt­
schaftliche Schieflage, kann sich dies auch auf die verwobenen Unterneh­
men auswirken, mittelbar etwa durch einen Imageverlust oder sehr direkt 
aufgrund der wirtschaftlichen Verflechtungen. In der insolvenzrechtlichen 
Praxis hat sich gezeigt, dass eine isolierte Betrachtung der einzelnen 
Unternehmensverfahren in der Verfahrensdurchführung und für ein best­
mögliches Verfahrensergebnis nicht in jedem Fall der geeignete Weg ist. 
Entsprechend entwickelte sich ein immer stärker werdendes praktisches 
Bedürfnis nach konzernrechtlichen Regelungen und Lösungswegen.5

Für vorinsolvenzliche Krisensituationen verabschiedete der deutsche 
Gesetzgeber das am 01.01.2021 in Kraft getretene Unternehmensstabili­
sierungs- und -restrukturierungsgesetz (StaRUG) mit Frühwarnsystem. Es 
beinhaltet zugleich Zusammenhänge und Überleitungen zu (konzern-)in­
solvenzrechtlichen Vorschriften. Der dort angebotene Restrukturierungs­
rahmen steht für seine Anwendung in der Praxis bereit.

Geht die Unternehmenskrise über die Möglichkeiten einer vorinsolvenz­
lichen Sanierung und Restrukturierung hinaus und erfolgt die Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens oder steht dieses bevor, etablierte sich für Ein­
zelunternehmen in der Insolvenz der Insolvenzplan als geeignetes und 
bewährtes Verfahrensinstrument.

Regelungen für die Abwicklung und Koordination von Konzerninsol­
venzen wurden erstmals mit dem Gesetz zur Erleichterung der Bewäl­
tigung von Konzerninsolvenzen („KIG“) vom 21.04.2017 in das deut­
sche Insolvenzrecht eingefügt.6 Ergänzungen zum Begriff der Unterneh­
mensgruppe (§ 3e InsO), zur Möglichkeit eines Gruppen-Gerichtsstands 
(§§ 3a-3e InsO), zur Verwalterbestellung bei Schuldnern derselben Unter­
nehmensgruppe (§ 56b InsO) und zu Kooperationspflichten bei der Ei­
genverwaltung von gruppenangehörigen Schuldnern wurden in die Insol­
venzordnung eingefügt. Ein neuer 7. Teil der Insolvenzordnung regelt 
gesondert die Koordinierung von Insolvenzverfahren für Schuldner, die 
derselben Unternehmensgruppe angehören (§§ 269a bis 269i InsO), und 

4 BT Drs. 17/2600, S. 187 Rn. 158, 159 ff.
5 Vgl. dazu BT Drs. 18/407, S. 15 f.; Leutheusser-Schnarrenberger ZIP 2013, 97 f.
6 BGBl Teil I 2017 Nr. 22 vom 21.04.2017, S. 866.
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etabliert ein Koordinationsverfahren für Konzerne. Das Gesetz trat am 
21.04.2018 in Kraft.

Seit beinahe vier Jahren stehen diese ergänzten insolvenzrechtlichen 
Vorschriften dem Rechtsverkehr zur Verfügung. Während in dieser Zeit 
in geeigneten Konstellationen Gruppen-Gerichtsstände beantragt und be­
gründet wurden, konnte die Beantragung eines Koordinationsverfahrens 
nicht verzeichnet werden. Aus den Insolvenzbekanntmachungen und Ver­
öffentlichungen in der Fachpresse konnte entnommen werden, dass etwa 
die Insolvenzverfahren der Galeria Karstadt Kaufhof Gruppe, der Tom 
Tailor Holding SE, der Fintyre Group oder der Vapiano SE als Grup­
pen-Verfahren geführt wurden. Als Koordinationsverfahren geführte Insol­
venzverfahren einer Unternehmensgruppe sind bislang nicht bekannt.

Dabei wurde das nationale Koordinationsverfahren der §§ 269d ff. InsO 
für Unternehmensgruppen lange als überfällig nachgefragt.7 Es soll beson­
ders differenziert die Konzernsituation in der Insolvenz berücksichtigen 
und so für die Verfahren förderlich wirken. Über diesen Weg soll es 
möglich sein, die Konzernstruktur nicht mit Eröffnung der Einzel-Insol­
venzverfahren zu zerschlagen, sondern, soweit es sinnvoll ist, faktisch als 
Zusammenspiel gruppenangehöriger Unternehmen für eine abgestimmte 
Verfahrensabwicklung zu erhalten. Je nach Art der Verbindungen inner­
halb einer Unternehmensgruppe sollen bei einer abgestimmten Abwick­
lung der Vermögensmassen größere Erlöse erzielt werden können.

Mit der Einleitung des Koordinationsverfahrens wird nach § 269e InsO 
eine von den gruppenangehörigen Schuldnern, Gläubigern, Insolvenzver­
waltern und Sachwaltern unabhängige und geeignete Person zum Verfah­
renskoordinator bestellt. Er sorgt für die abgestimmte Abwicklung der 
Unternehmensgruppe. Zur Umsetzung dieser Aufgabe wurde ihm als we­
sentliches Instrument des Koordinationsverfahrens die Möglichkeit der 
Gestaltung eines Koordinationsplans zur Seite gestellt (§§ 269h und 269i 
InsO).

Als zentrales Element des Koordinationsverfahrens soll dem Koordina­
tionsplan - bei völlig anderer Ausgestaltung - eine ähnlich bereinigende 
Funktion und Wirkung zukommen, wie der Insolvenzplan sie bietet. Da­
bei soll dem Koordinationsplan, ohne eine Konsolidierung der Massen 
der Einzel-Insolvenzverfahren und ohne zwingende Verbindlichkeit für 
die Verfahrensbeteiligten, der Brückenschlag zwischen der Einzelabwick­
lung der konzernangehörigen Unternehmen und der Verbesserung der 

7 Vgl. BT Drs. 18/407, S. 15 f.; Leutheusser-Schnarrenberger ZIP 2013, 97 f.; Dellit 
Der Konzern 2013, 190 f.; Konold S. 138.
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Erlöse im Gläubigerinteresse durch Harmonisierung, Abstimmung und 
Verfahrensoptimierung über die Grenzen des Einzelunternehmens hinaus 
gelingen.

Es ist fraglich, ob der Koordinationsplan diese gewünschten positiven 
Effekte auf die Gesamtheit der Verfahren bewirken kann. Er ist in das 
Koordinationsverfahren eingebettet, das als Verfahren wegen zusätzlicher 
Verfahrenskosten, zu offener Verfahrensabläufe und fehlender eigener Ver­
bindlichkeit bereits im Gesetzgebungsverlauf kritisiert wurde8 und auch 
heute noch hinter die bevorzugte Auswahl bewährter Praktiken zurück­
tritt. So wird für Unternehmensgruppen in der Insolvenz regelmäßig ein 
Insolvenzverwalter oder eine insolvenzrechtliche Großkanzlei mit der In­
solvenzverwaltung aller gruppenangehörigen Schuldner beauftragt.9 Die 
eigene Ausgestaltung des Koordinationsplans wird zudem als zu unver­
bindlich kritisiert. Man sieht in ihm nur weiteren Aufwand, ohne weitrei­
chend positiven Effekt.10

Der deutsche Koordinationsplan ist als verfahrensübergreifendes Instru­
ment angelegt, so dass es möglich ist, eine abgestimmte Abwicklung 
gruppenangehöriger Insolvenzverfahren über ihn zu gestalten. Verfügt 
der Koordinationsplan zudem über eine ausreichende Umsetzungskraft, 
könnte das Koordinationsverfahren als zu bevorzugendes Verfahren für die 
abgestimmte Abwicklung einer Unternehmensgruppe hervortreten. Die­
se Schrift hinterfragt die derzeitige Eignung des Koordinationsplans als 
erfolgreiches Instrument zur Bewältigung von Konzerninsolvenzen und 
untersucht die Notwendigkeit der Veränderung seiner Gestaltung.

Dabei wird zunächst die Stellung des Koordinationsverfahrens im 
Normgefüge verortet. Die deutschen Regelungen des Koordinationsverfah­
rens werden zu den europarechtlichen Vorschriften des Gruppen-Koordi­
nationsverfahrens nach der geänderten EU-Verordnung über Insolvenzver­
fahren (EuInsVO) ins Verhältnis gesetzt. Auf besondere Ähnlichkeiten und 
Unterschiede der beiden Verfahren sowie auf Vor- oder Nachteile, die 
sich daraus ergeben, wird im weiteren Verlauf der Untersuchung Bezug 
genommen.

8 Madaus ZRP 2014, 196; Siemon NZI 2014, 61; DAV FD-InsR 2013, 342928; 
Andres-Möhlenkamp BB 2013, 579, 587.

9 Brünkmans/Thole/Brünkmans § 39 Rn. 77 - Es bestehe kein Bedürfnis nach 
einem gesonderten Koordinationsverfahren, wenn ein Verwalter für alle Verfah­
ren eingesetzt wird.

10 Vgl. Langer NZI-Beilage 2018, 29; Pleister/Sturm ZIP 2017, 2337.
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Es ist zu klären, inwieweit Gruppen-Gerichtsstand und Koordinations­
verfahren für deutsche Insolvenzverfahren Akzeptanz gefunden haben und 
angewendet werden. Das grundlegende Bedürfnis nach dem Instrument 
eines Koordinationsplans und der durch seinen Einsatz erwünschte Mehr­
wert für das Koordinationsverfahren sind zu bestimmen. Dabei wird die 
bisherige Auswirkung einer Insolvenz auf die Konzernstrukturen in Bezug 
zu den Möglichkeiten des Koordinationsplans gesetzt. Der Weg seiner 
derzeitigen Erstellung und Gestaltung wird erörtert.

Zentrales Thema dieser Untersuchung ist die Verbindlichkeit und Um­
setzung des Koordinationsplans. Seine strukturelle Unverbindlichkeit wird 
als ein nicht unwesentlicher Grund für das fehlende Interesse an der 
Verfahrensregulierung über ein Koordinationsverfahren angesehen.11 Das 
Erfordernis einer weitergehenden Verbindlichkeit der im Koordinations­
plan erarbeiteten Ergebnisse für die Verfahrensbeteiligen wird ermittelt. 
Für ein optionales Angebot an mehr Verlässlichkeit werden geeignete 
Lösungsansätze in anderen Planarten bewertet. Es bestehen national wie 
international unterschiedlichste Planarten, die sich nach ihrer Anwendung 
in vorinsolvenzliche oder insolvenzliche Situation aufteilen bzw. nach be­
sonderen Themenlagen unterscheiden. Sie alle streben einen Bestand der 
erarbeiteten Planinhalte an und wählen dabei Methoden, die in geeigneter 
Konstellation auch für den Koordinationsplan stabilisierend wirken kön­
nen.

Für das Erfordernis einer weitergehenden Verbindlichkeit werden zu­
dem strukturelle Ansätze aus den europäischen Insolvenzregelungen so­
wie die Ausgestaltungen von Insolvenzverwaltungsverträgen herangezogen 
und auf ihre Eignung für Koordinationsverfahren und Koordinationsplan 
betrachtet.

Soweit der Koordinationsplan für eine erfolgreiche abgestimmte Ab­
wicklung der Insolvenzverfahren einer Unternehmensgruppe nicht aus­
reicht, wird ein Konzept seiner Erstellung und weiteren Umsetzung darge­
stellt. Dabei kann eine Auswahl an Optionen zu- oder abgewählt werden 
und das jeweilige Koordinationsverfahren bei der Erstellung und Umset­
zung eines verbindlicheren Koordinationsplans individuell unterstützen. 
Je nach Konstellation und Situation der Unternehmensgruppe können 
Optionen, die das Vertrauen in die Realisierbarkeit eines Koordinations­
plans stärken, oder konkrete Vereinbarungen als erforderliches Instrument 
benötigt werden. Neben wirtschaftlichen Effekten muss die Gestaltung 

11 Laroche ZInsO 2017, 2594; Mock DB 2017, 956; Harder NJW-Spezial 2017, 470; 
Brünkmans Der Konzern 2013, 180 f.
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eines Koordinationsplans auch die Motivationslagen der Beteiligten be­
rücksichtigen, „auffangen“ und einbinden. Für eine Neugestaltung erfor­
derliche Gesetzesänderungen sind zu berücksichtigen.
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Das Koordinationsverfahren der Insolvenzordnung

Mit dem Gesetz zur Erleichterung der Bewältigung von Konzerninsolven­
zen (KIG) wurden die Vorschriften der §§ 269a bis 269i in die Insolvenz­
ordnung eingefügt. In diesem 7. Teil der Insolvenzordnung wird die Ko­
ordinierung der Verfahren von Schuldnern, die derselben Unternehmens­
gruppe angehören, über Kooperationsvorschriften und das Koordinations­
verfahren geregelt.

Das Vorliegen der Voraussetzungen einer „Unternehmensgruppe“ bildet 
das Eingangstor für die Einleitung eines Koordinationsverfahrens über die 
Vermögen von gruppenangehörigen Schuldnern.12 In der Vergangenheit 
hat die Insolvenzpraxis für die Situation verwobener Unternehmen eige­
ne Lösungen, Improvisationen und Strategien hin zu einer einheitlichen 
Insolvenzabwicklung gefunden. Diesen Bestrebungen lag der Gedanke 
zugrunde, dass eine abgestimmte Abwicklung der Einzel-Insolvenzverfah­
ren zu einer Gesamtverwertungsstrategie mit höherem Gläubigernutzen 
führen kann.13 Um eine einheitliche Insolvenzabwicklung zu erreichen, 
wurde etwa durch extensive Auslegung des § 3 Abs. 1 Satz 2 InsO und An­
nahme eines einheitlichen Mittelpunktes der hauptsächlichen Interessen 
(Centre of Main Interests = COMI) versucht, einen einheitlichen Gerichts­
stand zu erlangen. Auch die Eigenverwaltung nach §§ 270 ff. InsO wurde 
als geeignetes Mittel zur Verfahrensabwicklung bei Großunternehmen 
mit verschachtelten konzernrechtlichen Beziehungen angesehen.14 In an­
deren Verfahren wurde durch die Insolvenzgerichte nur eine Person zum 
Insolvenzverwalter mehrerer oder aller insolventen Konzerngesellschaften 
bestellt oder es wurden in mehreren im Grunde doch getrennten Einzel-

1. Teil:

12 Vgl. § 3e InsO zur Legaldefinition einer Unternehmensgruppe; eine einheitliche 
Definition des Konzernbegriffs besteht hingegen nicht: MüKoAktG/Bayer AktG 
§ 18 Rn. 1. Konzernregelungen finden sich im Aktienrecht (§§ 15, 17, 18 AktG), 
in handelsrechtlichen Vorschriften (etwa zu Konzernabschluss und Rechnungs­
abschluss, § 290 HGB), in Einzelvorschriften des Steuerrechts, darüber hinaus 
bestehen Betrachtungsansätze, Kategorisierungen und Definitionen des Konzern­
begriffs.

13 Flöther/Thole § 2 Rn. 56.
14 Siemon/Frind NZI 2013, 3; Stahlschmidt/Bartelheimer ZInsO 2017, 1017; Kon­

old S. 139.
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Insolvenzverfahren aufeinander abgestimmte Insolvenzpläne konsensual 
vereinbart.

Die genannten Ansätze zeigen das Bedürfnis nach einer gemeinsamen 
Gestaltung und einem gemeinsamen Vorgehen sowie nach weitergehen­
den insolvenzrechtlichen Regelungen für Unternehmensgruppen. Die Re­
gelungen des deutschen Koordinationsverfahrens stehen dabei im Kontext 
mit den europäischen Regelungen zur Abwicklung von Insolvenzen kon­
zernverbundener Unternehmen. Es ist daher zunächst festzustellen, wann 
das deutsche Koordinationsverfahren in diesem Rahmen Anwendung fin­
det.

Kommt das Koordinationsverfahren nach den §§ 269d ff. InsO als Ver­
fahrensart in Betracht, sind sodann die Konstellation der Unternehmens­
gruppe als Schuldner-Typus des Verfahrens sowie die Zusammenhänge 
und derzeitige Bedeutung des Koordinationsverfahrens als Ausgangslage 
für die Gestaltung eines Koordinationsplans festzuhalten.

Stellung im Normengefüge

Mit der Neufassung der Verordnung über Insolvenzverfahren (EU) 
Nr. 2015/848 (EuInsVO) verabschiedeten das Europäische Parlament und 
der Rat der Europäischen Union am 20.05.2015 Vorschriften für Unter­
nehmensgruppen in einer Insolvenzsituation.15 Zur Erleichterung der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen mehreren Insolvenzver­
fahren in verschiedenen Mitgliedstaaten und um Insolvenzverfahren über 
das Vermögen verschiedener Gesellschaften, die einer Unternehmensgrup­
pe angehören, effizient zu führen, wurde in den Artt. 61 ff. EuInsVO die 
Möglichkeit eines Gruppen-Koordinationsverfahrens aufgenommen.16 Das 
Verfahren ist dem Entwurf des deutschen Koordinationsverfahrens im da­
maligen Diskussionsentwurf des KIG nachgebildet.17

A.

15 Die Verordnung wurde am 5. Juni 2015 im Amtsblatt der Europäischen Union 
vom 05.06.2015 L 141, S. 19-72 veröffentlicht und trat gemäß ihrem Art. 92 
Abs. 1 am 26. Juni 2015 in Kraft.

16 Vgl. Erwägungsgründe Nr. 3 f. und Nr. 49-51 zur EuInsVO.
17 BT Drs. 18/10823, S. 21; Bork/Hölzle/Prager/Ch.Keller Kapitel 20 G Rn. 149; 

MüKoBGB/Kindler Vorbemerkung Art. 56 EuInsVO Rn. 5.
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Europäisches Gruppen-Koordinationsverfahren

Nach Art. 61 Abs. 1 EuInsVO haben Verwalter, die in einem Insolvenzver­
fahren über das Vermögen eines Mitglieds einer Unternehmensgruppe im 
Geltungsbereich der EuInsVO bestellt wurden, die Möglichkeit, ein euro­
päisches Gruppen-Koordinationsverfahren zu beantragen. Die Artt. 61 ff. 
EuInsVO regeln sodann die Bestimmung eines Koordinationsgerichts, wel­
ches mit der Eröffnung des Gruppen-Koordinationsverfahrens einen Koor­
dinator für das Gruppen-Koordinationsverfahren bestellt, Art. 68 Abs. 1 
EuInsVO. Die Erstellung eines Gruppen-Koordinationsplans steht dem 
Koordinator als Verfahrensinstrument zur Verfügung, Art. 72 Abs. 1 lit. b 
EuInsVO. Um ein möglichst positives Ergebnis bei der Bearbeitung der 
Insolvenzverfahren einer Unternehmensgruppe zu erzielen, regeln die 
Artt. 56 ff. EuInsVO zudem Pflichten zur Kooperation von Insolvenzge­
richten und Insolvenzverwaltern verschiedener Gesellschaften der Unter­
nehmensgruppe.

Die Insolvenzverwalter der Gruppenunternehmen haben die Möglich­
keit, Einwände gegen das Gruppen-Koordinationsverfahren zu erheben, 
vgl. Art. 64 Abs. 1a EuInsVO. Gemäß Art. 65 Abs. 1 EuInsVO wird auf 
Antrag des Insolvenzverwalters dieses Insolvenzverfahren nicht in das 
Gruppen-Koordinationsverfahren einbezogen.18 Die Aufgaben und Rechte 
des Koordinators erstrecken sich in der Folge nur auf die Mitglieder der 
Unternehmensgruppe, die am Gruppen-Koordinationsverfahren beteiligt 
sind, Art. 72 Abs. 4 EuInsVO.

Verhältnis zwischen europäischem und deutschem 
Koordinationsverfahren

Unternehmensgruppen verfügen im heutigen globalisierten Wirtschafts­
umfeld häufig über Gesellschaften in unterschiedlichen Ländern.19 Ob 
und welche Teile einer Unternehmensgruppe von einer Insolvenz betrof­
fen sind, hat Auswirkungen auf die Anwendbarkeit des deutschen Koordi­
nationsverfahrens insbesondere im Verhältnis zum europäischen Gruppen-
Koordinationsverfahren.

I.

II.

18 Sogenanntes „Opt-out“, Artt. 64, 65 EuInsVO; zur Freiwilligkeit des Gruppen-Ko­
ordinationsverfahrens, vgl. Erwägungsgrund Nr. 56 zur EuInsVO.

19 Stellungnahme der Deutschen Kreditwirtschaft zum KIG vom 08.05.2014, S. 3 
(https://die-dk.de/media/files/2014-05-08-Stn-DK-Konzerninsolvenzrecht.pdf).
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Vorrang der europäischen Regelungen

Nach Art. 288 AEUV besitzen EU-Verordnungen allgemeine Geltung für 
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Sie sind in allen ihren Teilen 
verbindlich und gelten unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. Eine gesonder­
te Umsetzung in deutsches Recht ist nicht erforderlich. Die Höherrangig­
keit europäischer Vorschriften leitet sich aus dem Effizienz- und Effekti­
vitätsgrundsatz ab, der sich aus Art. 197 Abs. 1 AEUV ergibt.20 Daraus 
folgt für alle Mitgliedstaaten die Pflicht zur effektiven Einbindung des 
Unionsrechts als Frage von gemeinsamem Interesse. Auch die EuInsVO 
gilt damit allgemein und unmittelbar in jedem Mitgliedstaat und bedarf 
keiner gesonderten Umsetzung.

Die Europäische Union wird im Sinne des Subsidiaritätsprinzips des 
Art. 5 Abs. 3 EU-Vertrag als Schranke des Effektivitätsgrundsatzes jedoch 
nur tätig, sofern und soweit Ziele der in Betracht gezogenen Maßnahmen 
von den Mitgliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler oder loka­
ler Ebene ausreichend verwirklicht werden können, sondern wegen ihres 
Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu verwirklichen 
sind.

Mit den Regelungen der Artt. 56 ff. EuInsVO wurde durch das Europäi­
sche Parlament und den Rat ein rechtlicher Rahmen geschaffen, um die 
geordnete Abwicklung von ausdrücklich grenzüberschreitenden Insolvenz­
verfahren über das Vermögen von Mitgliedern einer Unternehmensgruppe 
auf Unionsebene besser zu verwirklichen.21 Um Problematiken zur örtli­
chen Zuständigkeit und Kompetenzkonflikte mit anderen Mitgliedstaaten 
zu vermeiden, wurden in Art. 102c EGInsO nationale Vorschriften zur 
Eingliederung der europäischen Regelungen in die deutschen Insolvenzge­
setze getroffen.22

Die Einleitung eines Koordinationsverfahrens nach §§ 269d ff. InsO er­
fordert mindestens zwei gruppenangehörige deutsche Unternehmen einer 
Unternehmensgruppe i.S.v. § 3e InsO. Die Eröffnung eines Gruppen-Koor­
dinationsverfahrens nach Art. 61 ff. EuInsVO setzt Schuldner einer Unter­

1.

20 Dazu KPB/Thole InsO § 269d InsO Rn. 3.
21 Nr. 86 Erwägungsgründe EuInsVO, „für ein Mindestmaß an Harmonisierung 

oder eine verstärkte Konvergenz in gezielten Bereichen des [europäischen] Insol­
venzrechts“; Riewe NZI-Beilage 2021, 8.

22 Für Unternehmensgruppen vgl. insbesondere Art. 102c Teil 3 § 22 EGInsO.
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nehmensgruppe nach Art. 2 Nr. 13 und 14 EuInsVO aus mindestens zwei 
verschiedenen Mitgliedstaaten voraus.23

Sobald in Unternehmensgruppen zumindest bei einem gruppenangehö­
rigen Schuldner der Mittelpunkt seiner hauptsächlichen Interessen (Cent­
re of Main Interests - COMI, Art. 3 EuInsVO) in einem anderen Mitglied­
staat der Europäischen Union liegt und ein entsprechender Verfahrens­
antrag gestellt wurde, finden die Artt. 61 ff. EuInsVO Anwendung und 
verdrängen die Regelungen der deutschen Insolvenzordnung zum Koordi­
nationsverfahren als höherrangiges Recht.24 Wird ein Gruppen-Koordinati­
onsverfahren nach Art. 61 ff. EuInsVO geführt, so treten auch die Regelun­
gen über den deutschen Koordinationsplan hinter die Vorschriften zum 
Gruppen-Koordinationsplan nach Art. 72 Abs. 1 lit. b, Abs. 3 EuInsVO zu­
rück.

Allein auf rein innerdeutsche Insolvenzverfahren von Unternehmens­
gruppen hat die EuInsVO keine Auswirkungen. Hier finden die Vorschrif­
ten des Koordinationsverfahrens Anwendung, §§ 269d ff. InsO.

Mögliche Einschränkung des europäischen Vorrangs

Wird zuerst ein Konzerninsolvenzverfahren als Gruppen-Koordinations­
verfahren in einem anderen Mitgliedstaat eröffnet, so bestimmt Art. 102c 
§ 22 Abs. 2 EGInsO für Verfahren von Schuldnern einer Unternehmens­
gruppe nach § 3e InsO und Art. 2 Nr. 13 und 14 EuInsVO, dass die 
Einleitung eines Koordinationsverfahrens nach den §§ 269d ff. InsO ausge­
schlossen ist, wenn die Durchführung des Koordinationsverfahrens die 
Wirksamkeit eines Gruppen-Koordinationsverfahrens nach den Art. 61 ff. 
EuInsVO beeinträchtigen würde.

Nach Auffassung des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz ist 
im Umkehrschluss die Durchführung des deutschen Koordinationsverfah­
rens denkbar, wenn das nationale Koordinationsverfahren im Einzelfall 
einen Koordinationsmehrwert und eine Unterstützung für ein Gruppen-
Koordinationsverfahren verspricht.25 Werde die Wirksamkeit eines einge­
leiteten oder später möglichen Gruppen-Koordinationsverfahrens durch 
die Durchführung eines deutschen Koordinationsverfahrens nicht konkret 

2.

23 Erwägungsgrund Nr. 62 zur EuInsVO; Laroche ZInsO 2017, 2587.
24 KPB/Thole InsO § 269a InsO Rn. 7; Mock DB 2017, 956 f.
25 BT Drs. 18/12154 vom 26.04.2017 zu Art. 102c § 22 EGInsO, S. 34.
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beeinträchtigt, so stünde die EuInsVO der Durchführung eines solchen 
Verfahrens nicht im Wege.26

Sobald allerdings der europarechtliche Bezug besteht, ist diese Betrach­
tung nicht mehr stimmig. Zum einen sind die spezieller auf grenzüber­
schreitende Belange zugeschnittenen Regelungen der EuInsVO nach dem 
Effektivitätsgrundsatz als vorrangig anzusehen. Zum anderen ist kaum 
anzunehmen, dass das Parallellaufen von Koordinationsverfahren nach na­
tionalem Recht und Gruppen-Koordinationsverfahren nach der EuInsVO 
einen tatsächlichen Koordinationsmehrwert auf europäischer Ebene zu 
bewirken vermag. Verfahrenskoordinator und europäischer Koordinator 
müssten mit unterschiedlichen Mitwirkungsrechten in anderen Verfahren, 
weiteren unterschiedlichen inhaltlichen Verfahrensregelungen und eige­
nen Möglichkeiten der Koordinationsplanerstellung sich vielfältig abstim­
men, um überhaupt eine normgerechte Abwicklung der Insolvenzverfah­
ren herbeizuführen. Darüber hinaus würden zwei nebeneinander geführ­
te Koordinationsverfahren weitere Kosten verursachen, die der erhoffte 
Mehrwert zusätzlich auffangen müsste. Das deutsche Koordinationsverfah­
ren ist daher als nachrangig anzusehen.

Früher Antrag auf Einleitung eines deutschen Koordinationsverfahrens

Denkbar ist die Einleitung eines deutschen Koordinationsverfahrens nach 
den §§ 269d ff. InsO zeitlich vor der Eröffnung eines europäischen Grup­
pen-Koordinationsverfahrens oder in Unkenntnis der bereits erfolgten 
oder kurz bevorstehenden Eröffnung eines Gruppen-Koordinationsverfah­
rens. Die Auswirkungen zeitlicher Vorrangigkeit eines innerdeutschen 
Verfahrensantrags sowie die Auslegung dieses Antrags sind im Verhältnis 
zum europäischen Gruppen-Koordinationsverfahren zu beachten.

3.

26 Zustimmend Braun/Esser InsO § 269d Rn. 8; Braun/Esser EuInsVO Art. 61 Rn. 5; 
aber auch: „Soweit die deutschen Regelungen mit den europäischen in akuten 
Konflikt geraten, treten die deutschen Regelungen zurück.“, Brünkmans ZInsO 
2013, 807; ablehnend ebenfalls KPB/Thole InsO § 269d Rn. 6; Thole KTS 2014, 
351 (372 f.); begrenzte Anwendungsfälle Laroche ZInsO 2017, 2956 f.
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Zeitliche Vorrangigkeit oder Unkenntnis

Das derzeitige europäische Insolvenzrecht sieht umfangreiche Informati­
onspflichten und damit Transparenz zu anhängigen Insolvenzverfahren 
vor. Dies erfolgt vor allem durch die Dokumentation der Informationen 
in Registern, verbunden mit der Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur 
Führung von Insolvenzregistern, Art. 24 EuInsVO, sowie der europäischen 
Vernetzung von Insolvenzregistern, Art. 25 EuInsVO.27 Eine Recherche in 
diesen Registern ermöglicht, Kenntnislücken zu europäischen Verfahren 
zu schließen und Informationen zu weiteren Niederlassungen und Insol­
venzverfahren einer Unternehmensgruppe zu liefern.

Bereits vor der Stellung eines nationalen Eröffnungsantrags für das 
Einzel-Insolvenzverfahren eines Schuldners ist diese Recherche geboten. 
Sobald Anhaltspunkte dafür bestehen, dass (auch) die internationale Zu­
ständigkeit eines anderen Mitgliedstaats der Europäischen Union für die 
Eröffnung eines Hauptinsolvenzverfahrens nach Art. 3 Abs. 1 EuInsVO 
begründet sein könnte, hat der Schuldner gem. Art. 102c § 5 EGInsO 
entsprechende weitere Angaben seinem Eröffnungsantrag hinzuzufügen. 
Dem Gericht soll so die Prüfung der Zuständigkeit erleichtert werden.28

Konnte dennoch ein innerdeutsches Koordinationsverfahren zeitlich 
vorrangig eröffnet werden und hatte die deutsche Konzerngesellschaft da­
bei von einem den europäischen Verfahrensvoraussetzungen genügenden 
Gruppen-Koordinationsverfahren keine Kenntnis oder kam es aufgrund 
einer zeitlichen Überschneidung zu einer Einleitung des nationalen Ko­
ordinationsverfahrens vor der Eröffnung des europäischen Gruppen-Koor­
dinationsverfahrens, ist zu erwägen, ob das Subsidiaritätsprinzip den Vor­
rang des europäischen Rechts als höherrangiges Recht einschränkt.29

Eine Einschränkung wäre aber nur dann gegeben, wenn das nationale 
Recht die Verfahrenssituation bereits ausreichend regeln würde. Aufgrund 
des faktisch bestehenden Auslandbezugs hält das europäische Gruppen-Ko­
ordinationsverfahren für die Abwicklung grenzüberschreitender Konzern­
insolvenzen erkennbar die spezielleren Regelungen bereit, so dass keine 
Einschränkung des europäischen Effektivitätsgrundsatzes durch das Subsi­
diaritätsprinzip anzunehmen ist.

a)

27 Art. 79 EuInsVO zur Verarbeitung personenbezogener Daten in nationalen Insol­
venzregistern.

28 Begründung zum RegE, BT Drs. 18/10823, S. 29.
29 KPB/Thole InsO § 269d Rn. 5.
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Über Art. 102c § 22 EGInsO ist daher von einer entsprechenden Anwen­
dung der Regelung des Art. 102c § 3 EGInsO über die Einstellung des na­
tionalen Verfahrens auszugehen. Da ein Parallellaufen der Verfahren Rege­
lungswidersprüche und nur selten einen Koordinationsmehrwert bringen 
wird (s.o.), hat eine Einstellung des nationalen Koordinationsverfahrens 
unter Fortbestand der Einzel-Insolvenzverfahren zu erfolgen. Mit der Ein­
stellung des Verfahrens ist die Entlassung eines eventuell bestellten Verfah­
renskoordinators vorzunehmen, § 269f Abs. 3, § 59 InsO.

Auslegung des nationalen Antrags

Denkbar ist die Auslegung eines zeitlich früheren nationalen Antrags auf 
Einleitung eines Koordinationsverfahrens dahingehend, dass in diesem 
zumindest der im Verhältnis zu dem anderen europäischen Verfahren 
zeitlich frühere Antrag auf die Eröffnung eines europäischen Gruppen-Ko­
ordinationsverfahrens enthalten ist. Dieser Antrag würde wegen seiner 
zeitlichen Vorrangigkeit gemäß der in Art. 62 EuInsVO getroffenen Prio­
ritätsregel dazu führen, dass sich die später angerufenen Gerichte der Mit­
gliedstaaten zugunsten des zuerst angerufenen Gerichts für unzuständig 
erklären.

Antragsberechtigt bezüglich eines Gruppen-Koordinationsverfahrens ist 
gemäß Art. 61 Abs. 1 EuInsVO jeder Verwalter, der in einem Insolvenzver­
fahren über das Vermögen eines Mitglieds der Gruppe bestellt wurde. Zu­
dem ist der Insolvenzverwalter eines gruppenangehörigen Schuldners nach 
§ 269d Abs. 2 i.V.m. § 3a Abs. 3 InsO berechtigt, den (hier auszulegenden) 
Antrag auf Einleitung eines Koordinationsverfahrens zu stellen, so dass ein 
berechtigter Antragsteller in beiden Fällen grundsätzlich denkbar ist.

Das Gruppen-Koordinationsverfahren kann nach Art. 61 Abs. 1 
EuInsVO bei jedem Gericht, das für das Insolvenzverfahren eines Mitglieds 
der Unternehmensgruppe zuständig ist, beantragt werden. Demnach ist 
ein deutsches Insolvenzgericht für Gruppen-Koordinationsverfahren dann 
zuständig, wenn das deutsche Insolvenzverfahren eröffnet ist oder zumin­
dest ein Eröffnungsverfahren nach deutschem Insolvenzrecht anhängig 
ist.30 Das Gericht, bei dem der Antrag auf Einleitung eines Koordinations­
verfahrens gestellt wurde, kommt damit auch als zuständiges Gericht für 
ein Gruppen-Koordinationsverfahren in Betracht.

b)

30 Braun/Esser EuInsVO Art. 61 Rn. 11; Prager/Keller WM 2015, 810.
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